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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 46. 


(Nr. 6657.) Verordnung, betreffend die Penſionsanſprüche der in den neu erworbenen Landes⸗ 
theilen angeſtellten und der mit dieſen Gebieten übernommenen unmittel⸗ 


baren Civil⸗Staatsbeamten. Vom 6. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen x. 


verordnen in Betreff der Penſionsanſprüche der in den neu erworbenen Landes⸗ 


theilen angeſtellten und der mit dieſen Gebieten übernommenen unmittelbaren 


ivil⸗Staatsbeamten, was folgt: 


N Se 

Das Penſionsreglement für die Civil⸗Staatsdiener vom 30. April 1825. 
nebſt den zu demſelben ergangenen ergänzenden und abändernden Beſtimmungen 
findet fortan auch in den durch die Geſetze vom 20. September und 24. De⸗ 


f zember v. J. (Geſetz»Samml. S. 555. 875. 876.) mit der Preußiſchen Monarchie 


vereinigten Landestheilen Anwendung. 

Die mit dieſen Landestheilen übernommenen Beamten unterliegen den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung auch für den Fall einer inzwiſchen 
erfolgten Verſetzung in die älteren Provinzen. 


9.2. 


Die in den neu erworbenen Landestheilen (F. 1.) vor deren Vereinigung 
mit Preußen im Staatsdienſte zurückgelegte Dienſtzeit wird bei der Penſionirung 
ebenſo angerechnet, als wenn dieſelbe im Preußiſchen Staatsdienſte zurückgelegt 


worden wäre. : 


$. 3. 
Die zu bewilligenden Penſionen dürfen hinter demjenigen a nicht 
zurückbleiben, welcher als Penſion hätte gewährt werden müſſen, wenn die Bes 


amten zur Zeit der Geſetzeskraft dieſer Verordnung, oder im Falle einer früheren 


Verſetzung in die älteren Provinzen zur Zeit der Verſetzung nach den bis dahin 
für ſie geltenden Beſtimmungen penſionirt worden 95 
5 


Jahrgang 1867. (Nr. 6657.) Eine 


Ausgegeben zu Berlin den 31, Mai 1867, 
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Eine Penſion in Höhe des gedachten Betrages ift auch in dem Falle zu 
gewähren, wenn der Beamte zur Zeit der Penſionirung ſich in einer zur Penſion 
nicht berechtigenden Stelle befindet. | 


§. 4. 

Der Verpflichtung zur Zahlung der reglementsmäßigen Penſtonsbeiträge 
unterliegen die Beamten mit der Maaßgabe, daß derjenige Gehaltsbetrag, den 
fie bis zu dem im F. 3. bezeichneten Zeitpunkte penſionsabzugsfrei bezogen haben, 
hierdurch nicht geſchmälert werden darf. 


; $..5. 
Die Wittwen und Waiſen der Beamten erhalten, infofern ihnen nach der 
bisherigen Geſetzgebung Penſionen aus der Staatskaſſe gebühren würden, dieſe 
Penſionen in Höhe desjenigen ge welcher ihnen aus der Staatskaſſe hätte 
gewährt werden müſſen, wenn der Beamte zur Zeit der Geſetzeskraft dieſer Ver⸗ 
ordnung oder ſeiner früheren Verſetzung in die älteren Provinzen mit Tode ab⸗ 
gegangen wäre. 5 1 ; 
In den Beſtimmungen über die aus ſelbſtſtändigen Beamten-Wittwen- und 
Waiſenkaſſen zu gewährenden Penſionen und über die zu dieſen Kaſſen zu ent⸗ 
richtenden Beiträge wird durch gegenwärtige Verordnung nichts geändert. 


. 
Sofern in beſonderen Verträgen hinſichtlich der Penſionsanſprüche der 


übernommenen Beamten Feſtſetzungen getroffen worden ſind, bewendet es bei 
den letzteren. 


K 
Auf Hofbeamte, Geiſtliche und Lehrer findet dieſe Verordnung keine An⸗ 
wendung. f 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 6. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6658.) Verordnung, betreffend die Form der Dienſteide. Vom 6. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen für das Gebiet der Preußiſchen Monarchie, mit Ausſchluß derjenigen 
Landestheile, auf welche ſich die Verordnung vom 22. Januar d. J. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 132.) bezieht, was folgt: 


9 


Die Form des Dienſteides, welcher von den im unmittelbaren oder im 
mittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Beamten fortan zu leiſten iſt, wird dahin 
feſtgeſtellt: HIch N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und Allwiſſenden, daß 
Seiner Königlichen Majeſtät von Preußen, meinem Allergnädigſten Herrn, ich 
unterthänig, treu und gehorſam fein und alle mir vermöge meines Amtes obliegen⸗ 


den Pflichten nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen, auch die 


Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten will, jo wahr mir Gott helfe u. ſ. w.“ Dem 
Schwörenden bleibt es überlaſſen, den vorſtehend feſtgeſtellten Eidesworten die 
ſeinem religiöſen Bekenntniß entſprechende Bekräftigungsformel hinzuzufügen. 

Bei den im mittelbaren Staatsdienſte ſtehenden Beamten tritt denſelben 
diejenige Eidesnorm hinzu, mittelſt deren dieſe Beamten ſich, den beſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen und den beſonderen Verhältniſſen gemäß, dem unmittelbaren Dienſt⸗ 
herrn zu verpflichten haben. 


§. 2. f 
Der im F. 1. gedachte Eid verpflichtet den Schwörenden nicht nur für die 


zur Zeit der Eidesleiſtung von ihm bekleideten, ſondern auch für alle ihm etwa 


ſpäter zu übertragenden Aemter. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 6. Mai 1867. 
(L. S.) Wilhelm.“ 


Gr. v. Bis marck⸗Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt, v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6659.) Verordnung betreffend die Ablöſung der Servituten, die Theilung der Ger 


meinſchaften und die Zuſammenlegung der Grundſtücke, für das vormalige 


Kurfürſtenthum Heſſen. Vom 13. Mai 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


verordnen für das vormalige Kurfürſtenthum Heſſen, was folgt: 


SSR 
Nach den Vorſchriften dieſer Verordnung findet ſtatt: 
I. die Ablöſung der als Dienſtbarkeit (Servitut) auf dem Grundeigenthum 
laſtenden Nutzungsberechtigungen 
1) zur Weide, 
2) zur Waldmaſt, zum Bezuge von Holz, Lohe und Streuzeug, 
3) zum Plaggen⸗, Raſen⸗ und Bültenhieb , 
4) zum Grasſchnitt und zur Nutzung von Schilf, Binſen oder Rohr 
auf Ländereien und Privatgewäſſern aller Art); 


II. die Theilung von Grundſtücken, welche von mehreren Mit⸗ oder Ge⸗ 
ſammteigenthümern oder von Genoſſenſchaften ungetheilt beſeſſen und durch 
gemeinſchaftliche Ausübung einer oder mehrerer der nachbenannten Nutzungen: 

Weide, Grasſchnitt, Waldmaſt, Holz- und Streunutzungen, Plaggen⸗ 
Raſen- und Bültenhieb, Torfnutzung . . 
benutzt werden; 


III. die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grundſtücke. 


§. 2. 


Zu dem Antrage auf Theilung des im F. 1. unter II. 0 Eigen⸗ 
thums ift ein jeder Intereſſent unbeſchadet der Fortdauer der emeinſchaft für 
die übrigen Intereſſenten berechtigt. 

Zu dem Antrage auf Ablöſung einer Dienſtbarkeit iſt ſowohl der Berech⸗ 
tigte als der Eigenthümer des verpflichteten Grundſtücks befugt. 

Das Recht zum Antrage auf Ablöſung, Theilung oder Zuſammenlegung 
der Grundſtücke ſteht dem nutzbaren Eigenthümer ebenſo wie dem vollen Eigen- 
thümer zu, nicht aber namentlich dem perſönlichen Nießbraucher oder dem anti- 
chretiſchen Pfandbeſitzer. | 

Gemeinſchaftliche Eigenthümer eines berechtigten oder verpflichteten Grund⸗ 
ſtückes können nur gemeinſchaftlich die Ablöſung, Theilung oder Zuſammenlegung 

beantragen die nach den Antheilen zu berechnende Minderzahl von ihnen 1 | 
ſich aber dem in dieſer Beziehung gefaßten Beſchluſſe der Mehrzahl a Ei 


2 
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§. 3. 


Gleichzeitig mit der Ablöſung einer Servitut, welche über eine Gemarkung 
oder einen Theil derſelben ſich erſtreckt, muß die wirthſchaftliche Zuſammenlegung 
der der gemeinſchaftlichen Benutzung unterliegenden Grundſtücke erfolgen, ſofern 
eine Abfindung in Grund und Boden ſtattfindet und die Auseinanderſetzungsbehörde 
hierzu die Zuſammenlegung für erforderlich erachtet. 

Werden von dem de Ackerländereien betroffen, ſo muß der Antrag 
auf Servitutablöſung, ſofern derſelbe von Beſitzern der in der betheiligten Ge⸗ 
markung liegenden Grundſtücke geſtellt wird, von den Beſitzern mindestens des 
vierten Theiles der nach dem Grundſteuerkataſter berechneten Fläche dieſer Acker⸗ 
ländereien 1 1 

Grundſtücke, welche einer gemeinſchaftlichen Benutzung nicht unterliegen, 
müſſen bei ſolcher Zuſammenlegung auf den Antrag ihrer Eigenthümer zum 
Umtauſch angenommen werden, wenn ſie in den Auseinanderſetzungsplan Sa 
Don mlegung kann aber gegen den Willen der Eigenthümer nicht erzwungen 
werden. 


F. 4. 


Die wirthſchaftliche Zuſammenlegung der Grundſtücke ganzer Gemarkungen 
oder Gemarkungsabtheilungen kann ſelbſtſtändig ſtattfinden, wenn dieſelbe von 
den Beſitzern von 155 als der Hälfte der Ach dem Grundſteuerkataſter berech- 
neten Fläche der dem Umtauſch unterliegenden Grundſtücke beantragt wird. Werden 
von ſolcher Zuſammenlegung Grundſtücke betroffen, welche einer gemeinſchaftlichen 
Benutzung unterliegen, die nach der gegenwärtigen Verordnung aufgehoben werden 
kann, ſo muß die Servitutablöſung oder Theilung gleichzeitig mit der Zuſammen⸗ 
legung bewirkt werden. : 

F. 5. 


Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Gemeinden beſtimmte 
Vermögen (in Städten Kämmereivermögen genannt) kann durch eine Gemeinheits⸗ 
theilung niemals in Privatvermögen der Gemeindeglieder verwandelt werden. 

Ebenſowenig darf derjenige Theil des Vermögens einer Gemeinde, deſſen 
Nutzungen den einzelnen Gemeindegliedern oder Einwohnern vermöge dieſer ihrer 
Eigenſchaft zukommen (das Gemeindeglieder- Vermögen, in Städten Bürgerver⸗ 
mögen genannt), durch eine Gene ee e en e der Mitglieder 
oder Einwohner verwandelt werden. Dieſe Beſtimmung findet auch dann An⸗ 
wendung, wenn die den de oder Einwohnern als ſolchen zuſtehenden 
Nutzungsrechte noch außerdem durch den Beſitz eines Grundſtücks oder durch be⸗ 
ſondere perſönliche⸗Verhältniſſe bedingt find. 

Die Abfindung für ſolche Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde als 
Korporation zu, während die berechtigten Gemeindemitglieder oder Einwohner die 
Benutzung dieſer Abfindung für die Dauer ihrer Nutzungsrechte erhalten. 

Dagegen gehören Nutzungsrechte der Gemeindemitglieder oder Einwohner 
am Gemeindeglieder⸗Vermögen, welche denſelben nicht vermöge dieſer ihrer Eigen⸗ 
ſchaft, ſondern aus einem anderen Rechtstitel gebühren, nicht zum Gemeinde⸗ 

(Nr. 6659.) i ver⸗ 


vermögen, fondern zum Privatvermögen der Nutzungs berechtigten, in welches 5 


daher auch die auf dieſe Rechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden Abfindungen 
übergehen. 


$. 6. 


Andere als die im $. 1. genannten Nutzungsberechtigungen, welche als 
Dienſtbarkeit auf dem Grundeigenthum laſten, find auf einſeitigen Antrag nicht 
ſelbſtſtändig ablösbar, ſondern die Ablöſung derſelben kann nur bei Gelegenheit 
einer anderen nach dieſer Verordnung vorkommenden Ablöſung, Theilung oder 
Zuſammenlegung auf Antrag eines im Verfahren Betheiligten ſtattfinden, inſofern 
ſie der wirthſchaftlich zweckmäßigen Benutzung des dem Verfahren unterworfenen 
Grundſtücks hinderlich ſind. 


9. 75 


Das Recht, auf Servitutablöſung, Theilung oder Zuſammenlegung an⸗ 
zutragen, wird durch entgegenſtehende Verträge, Willenserklärungen oder Judikate 
nicht ausgeſchloſſen und erliſcht nicht durch Verjährung. Verträge oder Willens- 
erklärungen, welche eine Ausſchließung dieſes Rechts feſtſetzen , ſind auf keine 
längere Zeit, als auf zehn Jahre verbindlich. Nach dem Ablauf dieſer Periode 
fteht es jedem Betheiligten frei, fein Recht auf Theilung, Ablöſung oder Zuſammen⸗ 
legung geltend zu machen. 


$. 8. 


Ueber das Vorhandenſein, die Beſchaffenheit und den Umfang der in Be⸗ 
tracht kommenden Rechte und Pflichten iſt lediglich nach den beſtehenden Rechts⸗ 
normen zu entſcheiden. 

In Ermangelung rechtsbeſtändiger Willenserklärungen, rechtskräftiger Er⸗ 
kenntniſſe, W Rechte oder feſten Herkommens iſt die zur Weidetheilnahme 
berechtigte Viehzah 


1) bei den Intereſſenten, welche zur Erzeugung von Winterfutter geeignete 
Grundſtücke beſitzen, nach dem Futterertrage dieſer Grundſtücke, ; 


2) bei anderen Intereſſenten und ſoweit die nach Nr. 1. feſtzuſtellende Vieh⸗ 
zahl eine geringere iſt, auf anderthalb Kühe 


feſtzuſetzen. 
§. 9. 


® ur? 

Bei jeder Ablöſung, Theilung und Zuſammenlegung bleibt die Beftimmung 
der Art und Größe der Abfindung, welche einem jeden Theilnehmer gebührt, ſowie 
die Ausführung der Auseinanderſetzung un dem freien Uebereinkommen der 
Parteien überlaſſen. Doch haben dieſelben dabei die Vorſchriften der SS. 14. 
und 23. zu beachten; auch müffen die Servitut⸗, Ablöſungs , Theilungs⸗ und 
Zuſammenlegungsverträge zur Prüfung und Beſtätigung der Sal ner en 
behörde vorgelegt werden. 7 5 

Kommt eine Uebereinkunft der Parteien nicht zu Stande, ſo finden folgende 
Regeln Anwendung. u 

$. 10. 


„ 
. 


. | 
$. 10. 


Die Theilung, Ablöſung und Zuſammenlegun wird dadurch bewirkt, daß 
jedem Theilnehmer an Stelle feines Eigenthums⸗ oder Nutzungsrechts eine an⸗ 
gemeſſene Abfindung an feſter Geldrente, Kapital oder Grundſtücken überwieſen wird. 


Hehl, 


Zu dieſem Behuf iſt der Werth der Theilnehmungsrechte durch Sachver⸗ 
ſtändige abzuſchätzen. 

Dabei wird der Grund und Boden nach ſeinem gemeinen Werth veran⸗ 
ſchlagt. Der neueſte e d. h. derjenige Dünger, welcher die örtlich 
üblichen Saaten noch nicht getragen hat, iſt gleich den übrigen auf periodiſche 
Nutzungen ſchon verwendeten Beſtellungskoſten Gegenſtand beſonderer Abſchätzung 
und muß dem Abtretenden von dem Empfänger in Geld beſonders vergütet werden. 

ie Schätzung der abzulöſenden Berechtigungen erfolgt nach der landüblichen, 
örtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung und dem durchſchnittlichen Ertrage der⸗ 
ſelben mit Rückſicht auf die Theilnahme anderer Mitberechtigter. Der abgeſchätzte 
Werth darf niemals den geſammten gemeinen Werth dieſer Art von Nutzung des 
belaſteten Grundſtücks überſteigen. 

Bei den auf Forſten haftenden, nach dieſer Verordnung ablösbaren Dienſt⸗ 
barkeiten hat jedoch der Beſitzer des belaſteten Waldes, wenn er Propokat iſt, 
die Wahl, ob er den Dienſtbarkeitsberechtigten nach dem Nutzungsertrage der 
Dienſtbarkeit oder nach dem Vortheile, welcher den Belaſteten aus deren Auf⸗ 
hebung erwächſt, entſchädigen will. Im letzteren Falle darf aber die Höhe der 
Entſchädigung den Nutzungswerth der Berechtigung nicht überſteigen. 


9. 12. 


Bei Ablöſung der Weide- und Gräſereiberechtigung in Forſten iſt ein 
mittelmäßiger Holzbeſtand zum Grunde zu legen, wenn nicht der Forſt zur Zeit 
der Auseinanderſetzung beſſer als mittelmäßig beſtanden oder die Befugniß des 
Waldbeſitzers, die Forſtkultur bis zum mittelmäßigen Holzbeſtande zu treiben, durch 
d Verjährung oder Judikate verloren gegangen iſt. 

Bei den ſogenannten Pflanzwaldungen iſt der mittelmäßige Holzbeſtand 
nach denjenigen Grundſätzen zu bemeſſen, welche für die Wiederkultur vor Erlaß 
der gegenwärtigen Verordnung maaßgebend geweſen ſind. 


9.18. 


Bei Ermittelung und Feſtſtellung des Werthes der Nutzungsrechte kommen 
die dem re für dieſe Nutzungsrechte obliegenden Gegenleiſtungen in 
Abzug. Der Werth wechſelſeitiger Dienſtbarkeiten wird inſoweit, als dies möglich 
iſt, durch Kompenſation ausgeglichen. ö 

(Nr. 6659.) §. 14, 


$. 14. 


Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die Theilung des gemeinſchaft⸗ 
lichen Grundſtückes in Natur verlangen. : 

Die Naturaltheilung eines gemeinſchaftlichen Waldes aber iſt ganz oder 
theilweiſe nur dann zuläſſig, wenn die einzelnen Antheile entweder zur forſtmäßigen 
Benutzung geeignet bleiben, oder in anderer Kulturart mit größerem Vortheile, 
wie zur Holzzucht benutzt werden können. Außer dieſen Fällen kann die Aus⸗ 
einanderſetzung der 1 eines Waldes nur durch öffentlichen Verkauf 
an den Meiſtbietenden bewirkt werden. 


$. 15. 


Die Abfindung für Dienſtbarkeitsrechte zur Maſt, ſowie für urkundlich 
verliehene feſte Brennholzabgaben iſt in feſter Geldrente zu gewähren und anzu⸗ 
nehmen. Derartige feſte Brennholzabgaben ſind auch in dem Falle nach den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Verordnung ablösbar, wenn ſie keine Dienſtbar⸗ 
keiten, ſondern Reallaſten bilden. Von der Ablösbarkeit ſind jedoch ausgeſchloſſen 
0 Reallaſten beruhenden Holzabgaben an Kirchen, Pfarren, Küſtereien und 

hulen. i 


$. 16. 


Die Abfindung für die übrigen, nach den SS. 1. und 6. abzulöſenden 
Dienſtbarkeiten erfolgt in der Regel durch Abtretung von verhältnißmäßigen Theilen 
des belafteten Grundſtücks oder durch anderes dazu geeignetes Land, wenn ſolches 
von dem Verpflichteten angeboten wird. 

Das abzutretende Grundſtück muß einen Kapitalwerth haben, welcher dem 
1 Betrage der jährlichen nach 9. 11. ff. zu berechnenden Entſchädigung 

eichkommt. 

. Wenn eine Landentſchädigung dem wirthſchaftlichen Intereſſe entweder des 
Berechtigten oder des Verpflichteten nach ſachverſtändigem Ermeſſen nicht ent⸗ 
ſpricht, ſo muß die Abfindung auch für dieſe Dienftbarkeiten ganz oder theilweiſe 
in feſter Geldrente gegeben und angenommen werden. Das Letztere muß bei den 
auf Forſten haftenden Dienſtbarkeitsrechten zur Weide, zum Grasſchnitt, 10 
Bezuge von Holz, Lohe und Streuzeug, ſowie zum Plaggen⸗, Nafen- und Bülten⸗ 
in — vorbehaltlich der auch hier zuläſſigen anderweiten e Bethei⸗ 
igten — auch dann gejchehen, wenn die Landabfindung bei ihrer Benutzung in 
anderer Kulturart nachhaltig keinen höheren Ertrag, als bei der Benutzung 91 
Holzzucht zu Hag vermag. Iſt dieſes dagegen der Fall, ſo wird die Ab⸗ 
findung dem Berechtigten in ſolcher anderen Kulturart unter Berückſichtigung der 
erforderlichen Kulturkoſten angerechnet, aber niemals zu einem geringeren Werthe, 
als das Land bei der Benutzung zur Holzzucht haben würde. 

Die auf dem Abfindungslande befindlichen Holzbeſtände verbleiben dem 
Forſteigenthümer. Er muß dieſelben vor der Uebergabe des Landes im Mangel 


einer Einigung nach der Beſtimmung der Auseinanderſetzungsbehörde binnen einer 5 


Friſt, welche drei Jahre nicht überſteigen darf, abräumen. 8 
l 6 


N 
. Bis zur vollſtändigen Abräumung und Uebergabe des Entſchädigungslandes 
hat der Forſtei enthümer eine dem Ertragwerthe der noch nicht abgetretenen Fläche 
entſprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Für Dienſtbarkeitsrechte zum e von Holz und zum Streuholen 
iſt jedoch der belaſtete Grundbeſitzer befugt, die Entſchädigung des Berechtigten 
in auch nur zur Holzzucht geeignetem beſtandenen Forſtlande mit Anrechnung der 

darauf befindlichen Holzbeſtände zu gewähren, wenn letztere zu einer Aae 
forſtmäßigen Benutzung geeignet ſind. In dieſem Falle muß aber die Abfindungs⸗ 
fläche, wenn ſie einen nur zur Hochwaldwirthſchaft geeigneten Holzbeſtand enthält, 
mindeſtens einen Umfang von dreißig Magdeburger Morgen haben. 


F. 17. | 


Findet der belaſtete Eigenthümer einzelne Dienſtbarkeitsberechtigte ab, jo 
iſt er befugt, nach Verhältniß des Theilnehmungsrechts des Abgefundenen einen 
Theil des benutzten Gegenſtandes der Mitbenutzung 905 übrigen, noch nicht ab⸗ 
gefundenen Theilnehmer zu entziehen und darüber frei zu verfügen. 


§. 18. 


Bei der Zuſammenlegung muß jeder Theilnehmer für ſeine zum Um⸗ 
tauſch gelangenden Grundſtücke durch Land abgefunden werden. Er muß jedoch 
für einen Ausfall in der Güte einen Zuſatz in der Fläche annehmen, auch eine 
Austauſchung von Grundſtücken der einen, gegen Grundſtücke von einer anderen 
Gattung ſich gefallen laſſen. Zur Ergänzung der Landentſchädigung muß aus⸗ 
nahmsweiſe, wo es erforderlich iſt, ſelbſt Geld gegeben und angenommen werden. 


$. 19. 


Eine Entſchädigung, welche eine Veränderung der ganzen bisherigen Art 
des Wirthſchaftsbetriebes des Hauptgutes nöthig macht, kann keinem Theilnehmer 
aufgedrungen werden. 
Für ſolche Veränderungen ſind zu achten: 

1) wenn eine bisherige Ackerwirthſchaft in eine Viehzüchterei verwandelt werden 
müßte und umgekehrt, oder wenn eine von beiden die Hauptſache war, 
ſolche aber künftig nur Nebenſache werden würde; 

2) wenn ein Hauptzweig der Wirthſchaft, der im überwiegenden Verhältniſſe 
zu den übrigen ſtand, ganz oder größtentheils aufgegeben werden müßte, 
oder doch nur durch Anlegung neuer Fabrikationsanſtalten erhalten werden 
könnte / 

3) wenn ein Geſpann haltender Ackerwirth ſolches fernerhin nicht mehr 
halten könnte und ſeine Ländereien mit der Hand bauen müßte, oder 
umgekehrt. 

8 Andere Veränderungen in der bisherigen Art des Wirthſchaftsbetriebes 
kommen nur inſofern in Betracht, als fie von gleicher und größerer Erheblich⸗ 
keit ſind. 
Jahrgang 1867, (Nr. 6659.) 96 N 20, 


9 


8.20: 


Eine jede Landabfindung iſt in derjenigen Lage auszuweiſen, welche den 
gegeneinander abzuwägenden wirthſchaftlichen Intereſſen aller Betheiligten am 
meiſten entſpricht. Eine Verlooſung findet nur inſoweit ſtatt, als die wirthſchaft⸗ 
liche Lage der Abfindungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. a 
ö Jedem Theilnehmer müſſen die erforderlichen Wege und Triften zu dem 
ihm als Abfindung zugewieſenen Grundbeſitz verſchafft werden, auch iſt für die 
nöthigen Gräben zu ſorgen, ohne welche der Boden denjenigen Ertrag, zu dem 
er abgeſchätzt worden iſt, nicht gewähren kann. Desgleichen iſt jeder Theilnehmer 
zu verlangen befugt, daß ihm die unentbehrliche Mitbenutzung der Tränkſtätten 
auf den auseinandergeſetzten Grundſtücken vorbehalten und dieſe Stätten ſo aus⸗ 
gewieſen werden, wie es für alle Betheiligten am beqguemſten iſt. 

Die vor der Auseinanderſetzung ſchon gemeinſchaftlich benutzten Lehm⸗ 
Sand-, Kalt: und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbrüche bleiben zur ge 
meinſchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die Theilnehmer des⸗ 
51 nicht durch Ueberweiſung beſonderer Vorräthe dieſer Art ausgeglichen werden 
önnen. 

Die zur Herſtellung und Unterhaltung aller 1 Anlagen zu machenden 
Verwendungen ſind von allen Betheiligten nach Verhältniß ihrer Theilnehmungs⸗ 
rechte aufzubringen. 


§. 21. 


Die über die betheiligten Grundſtücke führenden Wege können, inſoweit es 
für die zweckmäßige Einrichtung des Auseinanderſetzungsplans nöthig erſcheint, 
verlegt und ſelbſt aufgehoben werden, ohne daß den bei dem Gebrauche dieſer 
Wege Betheiligten, ſobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus der Ver— 
e entſteht, ein Widerſpruch dagegen geſtattet iſt. 

aſſelbe gilt in Betreff der Verlegung von Gräben, Flüſſen und Brücken. 


$. 22. 
Gebäude, Hofraithen, Hausgärten, Parkanlagen und ſolche Anlagen, deren 


e e die Gewinnung von Obſt, Hopfen oder die Gartenkultur ift, 
einberge, forſtmäßig bewigthſchafte Waldgrundſtücke, ſowie ſolche Lehm⸗„Sand⸗, 
Kalk⸗ und Mergelgruben, Kalk- und andere Steinbrüche, welche einer gemein 
11 0 Benutzung nicht unterliegen, ferner ſonſtige an 10 von 

oſſilen oder zu gewerblichen Anlagen dienende Grundſtücke, ingleichen Grund⸗ 


ſtücke, auf welchen Mineralquellen ſich befinden, können nur mit Einwilligung 


aller Betheiligten in die Zuſammenlegung gezogen werden. 


. 23. 


Eine Vereinigung der Parteien über eine andere Rente, als eine feſte Geld- 


rente, iſt unzuläſſig. ö i 
Alle Entſchädigungsrenten ſind auf den Antrag ſowohl des Be 7 
als, 


als des Verpflichteten nach vorhergegangener ſechsmonatlicher Kündigung durch 
Baarzahlung des zwanzigfachen Betrages derſelben ablösbar. Dem Verpflichteten 
ift es geſtattet, das Kapital in vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, 
von dem Ablaufe der Kündigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen abzufragen; 
doch iſt der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, welche 
mindeſtens Einhundert Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen. 

Den Parteien ſteht es frei, ſich über andere Zahlungstermine und einen 
anderen Ablöſungsſatz zu vereinigen, jedoch darf der letztere nie den le 
zwanzigfachen Betrag der Jahresrente überſteigen. Verabredungen, welche dieſer 
Vorſchrift zuwiderlaufen, haben die Wirkung, aß der Berechtigte auf Grund der⸗ 
ſelben nur den fünfundzwanzigfachen Betrag der Jahresrente zu fordern befugt iſt. 
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$. 24. 


Sind bei einer Servitutablöſung, Theilung oder Zuſammenlegung dritte 
Perſonen, namentlich Obereigenthümer, Lehns⸗ und Fideikonnniß⸗Intereſſenten, 
Wiederkaufsberechtigte, hypothekariſche Gläubiger, Nießbrauchsberechtigte, Leib⸗ 
züchter, Wächter, bekheiligt, jo ſteht denſelben ein Widerſpruchsrecht gegen die Aus⸗ 
einanderſetzung nicht zu. f 

$. 25. 


Die Abfindung, welche jeder Theilnehmer durch die Auseinanderſetzung 
erhält, tritt an die Stelle der dafür aufgehobenen Theilnahmerechte, der dadurch 
abgelöſten Berechtigungen oder der dafür abgetretenen Grundſtücke und überkommt 
in rechtlicher Beziehung alle Eigenſchaften derſelben. b 5 

Wenn die Landabfindung eine Entſchädigung für mehrere, verſchiedenen 
Rechts verhältniſſen unterliegende Grundſtücke oder Berechtigungen eines Theil⸗ 
nehmers bildet, fo iſt aus der Geſammtabfindung für ein jedes dieſer Grundſtücke 
oder eine jede dieſer Berechtigungen ein beſonderes Stück auszuweiſen. Der Aus⸗ 
einanderſetzungsbehörde bleibt es aber überlaſſen, eine ſolche Ausweiſung bis zum 
Eintritte eines Bedürfniſſes oder bis zum Antrage eines Betheiligten auszuſetzen 
und inzwiſchen nur die Quoten der Geſammtabfindung zu beſtimmen, welche die 
Stelle der einzelnen zu erſetzenden Grundſtücke oder Berechtigungen vertreten. 


H. 26. 

Renten und Kapitalien, welche zur Abfindung für eine abgelöſte Dienſt⸗ 
barkeit zu entrichten ſind, haften mit dem Rechte geſetzlicher Hypothek auf dem⸗ 
jenigen Grundſtücke, welches der abgelöſten Dienſtbarkeit unterlag, und genießen 
vor allen hypothekariſchen Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, welches dem ab⸗ 
gelöſten Rechte zuſtand. Desgleichen haften Renten und Kapitalien, welche an 
die Stelle aufgehobener Theilnahmerechte oder abgetretenen Grundeigenthums 
treten, kraft geſetzlicher Hypothek auf denjenigen Grundſtücken, auf welche ſie durch 
den Auseinanderſetzungsplan gelegt werden, und zwar mit dem Vorzugsrechte vor 
allen übrigen Hypotheken. DEE EN 

(Nr. 6659.) 96* §. 27. 


Die Grundſteuern und öffentlichen Laſten verbleiben auf den Grundſtücken, 
auf welchen ſie vor der Auseinanderſetzung gehaftet haben. 

Erfolgt ein Umtauſch We ae beer oder bevorzugter Grundſtücke gegen 
vollbeſteuerte Grundſtücke, ſo kreten die letzteren dadurch in die Klaſſe der grund⸗ 
ſteuerfreien oder bevorzugten über. 

In denjenigen Heitere, in welchen eine Zuſammenlegung von Grund⸗ 
ſtücken ſtattfindet, kann gleichzeitig mit der Ausführung derſelben unter Genehmi⸗ 
gung der Regierungsbehörde der Geſammtbetrag derjenigen Grundſteuer, welcher 
von den der Zuſammenlegung unterworfenen Grundſtücken bis dahin entrichtet 
worden iſt, auf die Land-Abfindungspläne anderweitig nach den für die Aus- 
einanderſetzung angewandten Reinerträge vertheilt werden. 


F. 28. 


Nießbraucher müſſen ſich mit dem Genuſſe der Abfindung begnügen. Pächter 
müſſen ſich mit der Nutzung der Landabfindung begnügen; ihnen fallen die Ent⸗ 
ſchädigungen für vorübergehende Nachtheile zu, inſofern ſie ſich nicht über die 
Pachtzeit en auch müſſen die Verpächter die Anlegung der erforderlichen 
Wege, Gräben, Tränken und Einfriedigungen der Grundſtücke bewirken oder den 
Pächtern die dafür gemachten Auslagen erſtatten. Eine Rentenentſchädigung be: 
zieht während der Pachtzel der Pächter, und bei einer he ede iſt 
er berechtigt, deren Zinsbetrag zu fünf Prozent von der jährlichen Pachtzahlung 
nach Verhältniß der kontraktlichen Zahlungstermine abzuziehen. Will ſich der 
Pächter mit dieſen Entſchädigungen nicht begnügen, ſo ſteht ihm frei, binnen drei 
Monaten, nachdem ihm der Auseinanderſetzungsplan bekannt gemacht worden iſt, 
die Pacht zu kündigen. Die ne hört alsdann mit dem Ende des laufenden 
Pachtjahres auf; wenn aber ſeit dem Tage der Kündigung bis zu dieſem Ter⸗ 
mine nicht mindeſtens drei Monate verſtrichen ſind, ſo währt das Pachtverhältniß s 
noch für das nächſte Jahr fort. i 5 

Der Nießbraucher desjenigen Grundſtückes, welches die Abfindung gewährt, 
hat die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauches zu entrichten und 
muß im Fall einer Kapitalentſchädigung dem Eigenthümer, welchem die Baar- 
zahlung derſelben obliegt, die Zinſen des Kapitals, zu fünf Prozent gerechnet, vom 
s ab vergüten. 

i as Nämliche gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtückes. Doch 
ſteht es demſelben auch in dieſem Falle frei, die Pacht nach den obigen Beſtim⸗ 
mungen zu kündigen. 

Das dem Pächter in dieſem Paragraphen eingeräumte Recht der Kündi⸗ 
ung findet nicht ſtatt, wenn nach dem Ermeſſen der Auseinanderſetzungsbehörde 
ei Servitutablöſungen das abgelöſte Recht im Verhältniß zur ganzen der 

ſo unbedeutend iſt, daß aus der Ablöſung keine merkliche Veränderung der 


ie 


ſchaftsverhältniſſe entſtehen kann, und bei Theilung oder Zuſammenlegung von 


Grundſtücken durch dieſelbe weder ein erheblicher Nachtheil für den Pächter er⸗ 
wächſt, noch eine erhebliche Aenderung der Wirthſchaftsverhältniſſe des verpach⸗ 
teten Gutes zu erwarten iſt. . 5 
3 Sin 


AAA 


= - 
Sind für den Fall einer Theilung, Ablöſung oder Zuſammenlegung zwiſchen 
dem Pächter und Verpächter in dem Pachtverkrage andere Abreden über die 


Auseinanderſetzung auf rechtsverbindliche Weiſe getroffen worden, ſo behält es bei 
dieſen ſein Bewenden. 


$. 29. 


Die Ausführung der gegenwärtigen Verordnung wird der in Kaſſel zu 
errichtenden Generalkommiſſion und dem Stevifionstollegium für Landeskulturſachen 
zu Berlin übertragen. 

In Anſehung der Rechte dritter Perſonen und des gungen Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahrens, ſowie des Koſtenweſens, finden dabei dieſelben Vorſchriften 
Ae n welche für Gemeinheitstheilungen in der Provinz Weſtphalen gelten. 
Jedoch findet bei der Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten und Torf⸗ 
n ft 11 5 ſchiedsrichterliches Verfahren nur mit Einverſtändniß aller Betheilig⸗ 
ten ſtatt. 


$. 30. 


In Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, ſowie 
überhaupt wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, welche, abgeſehen von den Beſtim⸗ 
mungen dieſer Verordnung, Gegenſtand eines Prozeſſes im ordentlichen Rechts⸗ 
wege hätten werden können, hat in letzter Inſtanz das Ober⸗Appellationsgericht 
in Kaſſel zu entſcheiden. Dabei kommen die für dieſes Gericht geltenden Beſtim⸗ 
mungen über die Rechtsmittel und die dafür beſtehenden Prozeßvorſchriften zur 
Anwendung. 6 


$. 31. 


Nutzungsberechtigungen, welche durch $. 1. der gegenwärtigen Verordnung 
für co erklärt find, können in Zukunft nur a 9 Vertrag er⸗ 
richtet werden. 

5 Der fortgeſetzte Beſitz und eine auf denſelben geſtützte Verjährung reicht in 
Zukunft zu ihrer Erwerbung nicht hin. Der Lauf der erwerbenden Verjährung 
wird in Anſehung ſolcher Nutzungsberechtigungen mit dem Tage, an welchem die 
gegenwärtige Verordnung in Kraft tritt, unterbrochen. a 

In Anſehung der Befugniß zur A e des Antrages auf Ablöſung 
iſt auch für Nutzungsrechte, welche in Zukunft errichtet werden, die Beſtimmung 
des $. 7. maaßgebend. 

$. 32. 


Gemeinſchaftliches Eigenthum der im F. 1. bezeichneten Art, welches nach 
Verkündung der gegenwärtigen Verordnung entſteht, kann nur nach Vorſchrift 
der allgemeinen Geſetze getheilt werden. 


$. 33. 


Von den Koſten der Ablöſung einſeitiger Forſtſervituten werden die der 
Vermeſſung und Bonitirung des belasteten Waldes, inſofern dieſelben ich 
Ar. 6659) = ich 


5 ene . 
. 5 3 


e 


tragen. Die übrigen Auseinanderſetzungskoſten tragen die Theilnehmer nach Ver⸗ 


hältniß des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt. Das 


N Verhältniß dieſes Vortheils wird von dem Auseinanderſetzungskom⸗ 


miſſarius ermeſſen und der Koſtenpunkt von der Auseinanderſetzungsbehörde 


feſtgeſetzt. 

In anderen Theilungs⸗, Servitutablöſungs⸗ und Zuſammenlegungsſachen 
werden die Koſten der Vermeſſung und Bonitirung ebenſo wie die übrigen Aus⸗ 
einanderſetzungskoſten unter alle Theilnehmer nach Verhältniß des Vortheils ver⸗ 
theilt, welcher jedem Einzelnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt. Iſt dieſer 
Vortheil nicht zu ermitteln, fo ſoll ftatt feiner der Werth des Theilnehmungsrechts 
zum Grunde gelegt werden. f 

Die Koften, welche durch Weiterungen einzelner Theilnehmer oder durch 
Prozeſſe entſtanden ſind, fallen nach den Regeln Aber die Prozeßkoſten dem unter: 
liegenden Theile Zur Laſt. 

$. 34. 

Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenſtände, worüber dieſe Verordnung 
Beſtimmungen enthält, werden, inſoweit ſie mit derſelben unvereinbar find, außer 
Kraft geſetzt. ö 

d 385 

Das Geſetz vom 25. Oktober 1834. über die Theilung der Gemeinfchaften, 
welche hinſichtlich der Viehhute beſtehen, wird hiermit aufgehoben. Die auf 
Grund deſſelben auf rechtsbeſtändige Weiſe erfolgten Feſtſetzungen über die Art 
f ef der Entſchädigung und über das Koſtenbeitrags⸗Verhältniß bleiben 
in Kraft. 

Die ſchwebenden Hutungs-Theilungsſachen gehen in derjenigen Lage, in 
welcher ſie ſich befinden, in das neue Verſah ben über. ; 

Das Geſetz vom 28. a 1834, die Verkoppelung der Grundſtücke be⸗ 
treffend, bleibt nur inſoweit in Kraft, als es ſich auf eine ſolche Vertauſchung 
einzelner Grundſtücke bezieht, welche den Vorſchriften der gegenwärtigen Verord⸗ 
nung nicht unterliegt. i 9. 36 


Dias Recht zur Ertheilung von Schäfereikonzeſſionen fällt mit dem Zeit⸗ 
punkte der Rechtskraft der gegenwärtigen Verordnung ohne Entſchädigung iD, 
Das Halten und Austreiben von Schaafen ift von dem Beſitze einer ſolchen Kon 
zeſſion ferner nicht abhängig. 


9 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 13. Mai 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. ee SR Sch. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 

d Ar. 6660.) 
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lich find, von allen Theilnehmern nach Verhältniß der Theilnehmungsrechte ge | 
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(Nr. 6660.) Verordnung, betreffend die Aufhebung des Güterſchluſſes in den Provinzen 
Fulda und Hanau des ehemaligen Kurfürſtenthums Heſſen und der 
Kurheſſiſchen Verordnung vom 4. Mai 1858. zur Verhütung gemein⸗ 
ſchädlicher Handelsſpekulationen mit Grundeigenthum. Vom 13. Mai 
1867. ü 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen d. 


verordnen für das ehemalige Kurfürſtenthum Heſſen, was folgt: 


Saal 
Das in den Provinzen Fulda und Hanau auf Grund des F. 22. des 
Kurheſſiſchen Geſetzes vom 26. Auguſt 1848. über die Auseinanderſetzung der 
Lehns-, Meier- und anderen gutsherrlichen Verhältniſſe beſtehende Verbot der 
Theilung der geſchloſſenen Güter wird aufgehoben und inſoweit der $. 22. des 
Geſetzes vom 26. Auguſt 1848. außer Kraft geſetzt. 


F. 2. 5 

Wenn jedoch auf dieſen geſchloſſenen Gütern, als ſolchen, Ablöſungs⸗ oder 
Entſchädigungsbeträge für abgelöſte oder durch das Geſetz vom 26. Auguſt 
1848. aufgehobene Reallaſten oder zu deren Berichtigung gewährte Darlehne 
ruhen, oder Leiſtungen an Gemeinden, Kirchen, Pfarreien oder Schulen (F. 2. 
des Ablöſungsgeſetzes vom 23. Juni 1832. unter 2.) haften, ſo muß dem Ge⸗ 
richte vor der abe der Verträge über die Abtrennung einzelner Theile 
nachgewieſen werden, daß entweder eine Einigung mit den Berechtigten über die 
Vertheilung der Schuldigkeiten auf die einzelnen Trennſtücke erfolgt iſt, oder die 
Berechtigten wegen der G der Leiſtungen ſichergeſtellt ſind. 


SB, 

Die Kurheſſiſche Verordnung vom 4. März 1858. zur Verhütung gemein⸗ 
ſchädlicher Spekulationen mit Grundeigenthum wird aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Juegel 


Gegeben Berlin, den 13. Mai 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
a Gr. zu Eulenburg. 
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(Nr. 6661.) Allerhöchſter Erlaß vom 8. Mai 1867., betreffend die Penſionirung und Be 
5 ſtätigung, beziehungsweiſe Ernennung der ſtädtiſchen Beamten im che 
maligen Königreich Hannover. 


Au den Bericht vom 3. Mai d. I. beſtimme Ich im Anſchluß an Meinen 
Erlaß vom 17. Januar d. J. (Geſetz⸗Samml. S. 31.), daß es im ehemaligen 
Königreich Hannover zur Penſionirung ſtädtiſcher Beamten Meiner Genehmigung 
nicht mehr bedürfen und daß wegen der Beſtätigung beziehungsweiſe Ernennung 
ſolcher Beamten fortan nur dann an Mich berichtet werden ſoll, wenn es ſich 
um Bürgermeiſter und deren regelmäßige Stellvertreter in Städten von mehr 
als 10,000 Einwohnern handelt. 


Berlin, den 8. Mai 1867. a 
Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 6662.) Allerhöchſter Erlaß vom 11. Mai 1867., betreffend die Vermehrung der Mit- 
gliederzahl bei der Handelskammer zu Hagen. i 


Ai den Bericht vom 8. Mai d. J. beſtimme Ich, daß die Handelskammer 
des Kreiſes Hagen zu Hagen fernerhin ſtatt aus neun, aus achtzehn Mitgliedern 
beſtehen ſoll. Wegen des Wechſels der Mitglieder und Stellvertreter hat der 
Handelsminiſter Anordnung zu treffen. 

Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen Kennt⸗ 
niß zu bringen. 

Berlin, den 11. Mai 1867. 5 

Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


